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Das Bezirksamt beschließt: 
 
Die aus der Anlage ersichtliche Vorlage ist der Bezirksverordnetenversammlung zur Kenntnis 
zu geben. 
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Bezirksamt Pankow von Berlin 

 

                                                       24.11.2020 

An die 
Bezirksverordnetenversammlung 

Drucksache-Nr.: VIII-0930 

Vorlage zur Kenntnisnahme 
für die Bezirksverordnetenversammlung gemäß § 13 BezVG 

1. Zwischenbericht 

Schwerer Lastverkehr und Lärm in Wohngebieten in Rosenthal, Niederschönhausen und 
Wilhelmsruh verringern und vermeiden 

 
 
Wir bitten zur Kenntnis zu nehmen: 
 
In Erledigung des in der 27. Sitzung am 30.12.2019 angenommenen Ersuchens der Bezirks-
verordnetenversammlung – Drucksache Nr.: VIII-0930 
 
Das Bezirksamt wird ersucht, sich bei den zuständigen Stellen für kurz-, mittel- und langfris-
tige Maßnahmen einzusetzen, um den schweren Lastverkehr in Wohngebieten in Rosenthal, 
Wilhelmsruh und Niederschönhausen zu reduzieren bzw. zu vermeiden. 
Hierzu sollen insbesondere folgende Maßnahmen dienen: 
 

• Erstellung eines Konzepts für Industrie- und schweren Lastverkehr überwiegend 
aus/von den Industriegebieten in Reinickendorf unter Meidung der Wohngebiete in 
Pankow, in Zusammenarbeit mit dem Senat und dem Bezirk Reinickendorf. 
 

• Einführung von Tempo 30 in Abschnitten von Hauptverkehrsstraßen in Wohngebie-
ten mit besonders hoher Lärm- und Verkehrsbelastung, insbesondere in der Kasta-
nienallee, der bereits sanierten Friedrich-Engels-Straße, der Schönhauser Straße und 
der Straße vor Schönholz/Germanenstraße. Einheitliche Tempo 30-Regelungen in 
Wohngebieten zur Erhöhung der Befolgensrate und der Verkehrssicherheit. 
 



• Maßnahmen zur Verminderung der Lärmbelastung, z.B. eine Tonnagebegrenzung auf 
20t auf Straßen des übergeordneten Straßennetzes und 7,5t auf Erschließungsstra-
ßen in Wohngebieten mit besonders hoher Lärm- und Verkehrsbelastung sowie in 
Straßen mit für Schwerlastverkehr ungeeignetem Straßenbelag und -zustand prüfen, 
insbesondere in der Kastanienallee, der Friedrich- Engels-Straße, der Schönhauser 
Straße, der Straße vor Schönholz/Germanenstraße und der Hauptstraße in Wilhelms-
ruh. 
  

wird gemäß § 13 Bezirksverwaltungsgesetz berichtet: 
 
 
Das Bezirksamt hat die o. g. Drucksache der BVV an die Senatsverwaltung für Verkehr, Um-
welt und Klimaschutz mit der Bitte um Stellungnahme gemäß BezVG § 13 (3) gesandt.  
Nach mehrmaligen Hinweisen des zuständigen Bezirksamtsmitgliedes an den Staatssekretär 
für Verkehr hatte dieser dann in Absprache mit dem Bezirk zu einem Treffen zu der Proble-
matik eingeladen. Dieses fand dann infolge der Pandemie als Telefonkonferenz zwischen 
dem Staatssekretär, seinem Abteilungsleiter Verkehr, dem Landrat des Landkreises Oberha-
vel, der zuständigen Bezirksstadträtin aus Reinickendorf und dem zuständigen Bezirksamts-
mitglied aus Pankow Mitte Mai statt (wie bereits im BVV-Ausschuss für Ordnungsangelegen-
heiten am 14.05.2020 berichtet). Das Bezirksamt hat dabei noch einmal die Problematik in 
der BVV-DS erläutert und das Anliegen der öffentlichen Verkehrsinitiative deutlich gemacht. 
Der Landkreis Oberhavel machte deutlich, dass bis auf ein Logistikunternehmen alle großen 
anderen Unternehmen in der Nähe der B 96 im Raum Oranienburg ansässig seien und eher 
den Bezirk Reinickendorf tangieren würden. Der Bezirk Reinickendorf lehnte zusätzliche Lkw-
Verkehre, z. B. durch eine von Pankow vorgeschlagene Routenführung A 111 Holzhauser 
Str.–Am Nordgraben, Roedernallee–Flottenstraße ab und verwies auf eigene Belastungen 
infolge der Verkehre zum ABB-Gelände, außerdem braucht Pankow die TVN als Entlastungs-
trasse. 
Die Senatsverkehrsverwaltung ist lt. Entwurf des Stadtentwicklungsplans Verkehr und Mobi-
lität federführend bei der Organisation des Groß- und Schwerverkehrs, muss aber zuerst 
diese Verkehrsströme weiter ermitteln. Verkehrsverlagerungen sollen nicht zu neuen Betrof-
fenheiten führen. Verabredet wurde die Prüfung einer generellen Temporeduzierung auf 30 
km/h sowie bauliche Ertüchtigungen wie Einsatz von „Flüsterasphalt“ wozu es weiterer Ab-
stimmungen bedarf. Auch will die Senatsverwaltung Nachtfahrverbote und die Ausnahmen 
von Sonntagsfahrverboten prüfen. 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 

keine 

Gleichstellungs- und gleichbehandlungsrelevante Auswirkungen 

keine 

Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung 

keine 



 
Kinder- und Familienverträglichkeit 

entfällt 

Sören Benn 
Bezirksbürgermeister 
 

 
Vollrad Kuhn 
Bezirksstadtrat für Stadtentwicklung und 
Bürgerdienste 

 

 
 


	Bezirksamt Pankow von Berlin
	B E S C H L U S S
	B e z i r k s a m t  P a n k o w  v o n  B e r l i n
	Beschlussgegenstand: Schwerer Lastverkehr und Lärm in Wohngebieten in Rosenthal, Niederschönhausen und Wilhelmsruh verringern und vermeiden
	Beschluss-Nr.:   VIII-1675/2020 Anzahl der Ausfertigungen:   8
	Beschluss-T.:   24.11.2020  Verteiler:


	Vorlage zur Kenntnisnahme für die Bezirksverordnetenversammlung gemäß § 13 BezVG
	In Erledigung des in der 27. Sitzung am 30.12.2019 angenommenen Ersuchens der Bezirksverordnetenversammlung – Drucksache Nr.: VIII-0930
	Haushaltsmäßige Auswirkungen
	Gleichstellungs- und gleichbehandlungsrelevante Auswirkungen
	Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung


